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(Nr. 14066.) 85 zur Anderung des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. 
S. 77). Vom 10. Januar 1934. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
§ 74 Abſ. 2 des Polizeiverwaltungsgeſetzes in der Faſſung der Geſetze vom 22. Februar 1932 
(Geſetzſamml. S. 101) und 27. Februar 1933 (Geſetzſamml. S. 31) erhält folgende Faſſung: 
(2) Für die Bergpolizeiverordnungen tritt § 34 Abſ. 1 Satz 3 erſt mit dem 1. April 
1935 in Kraft. 
§ 2. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 10. Januar 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Schmitt. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 10. Januar 1934. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 14067.) Geſetz, betr. en des Geſetzes über die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 3. Januar 
1923 (Geſetzſamml. S. 3). Vom 13. Januar 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
An die Stelle des § 1 Ziffer 2 des Kapitels XIII des Zweiten Teiles der Verordnung vom 
12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 179) — Anderungen der Beſtimmungen über die Reiſe⸗ 
koſten — tritt folgende Vorſchrift: 
§ 4 Abſ. 2 des Geſetzes über die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 3. Januar 
1923 (Geſetzſamml. S. 3) erhält folgende Faſſung: 
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(2) Es find berechtigt zu benutzen: 


die Beamten der BeſGr. B3 bis 7 | 1. Wagen⸗ oder 
1. Schiffsklaſſe 


—— . ——— ͤ ä—᷑ —ꝛT iP ĩð —ꝛ᷑!2ęt 24Aꝛù u.ul.. ĩðòͥ;-ů— 


die Beamten der BeſGr. Al bis 4a 1. Abt., Ada 2. Abt., ſoweit 2. Wagen⸗ oder 
fie für ihre Perſon eine ruhegehaltsfähige Zulage von 300 % 1. Schiffsklaſſe 


jährlich erhalten, A 4 b, ſoweit fie höhere Bezüge als BeſGr. 
A4 b + 300 %% Zulage erhalten, B8 bis 12 und C1 bis 5a 
ſowie die übrigen Beamten mit Genehmigung des Fach- und 
des Finanzminiſters für Dienſtreiſen, die ſie in Uniform aus⸗ 
führen müſſen 


die verbleibenden Beamten 3. Wagen⸗ oder 
2. Schiffsklaſſe 


—— ———— . ͤ äů — — ne 


Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 13. Januar 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 


verkündet. 


Berlin, den 13. Januar 1934. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


Nr. 14068.) Geſetz über die Neuordnung der Verwaltung der Staatstheater. Vom 18. Januar 1934. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
81. 
Von den Aufgaben und Zuſtändigkeiten des Ministeriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung gehen 
die Verwaltung der Staatlichen Theater in Berlin (einſchließlich Krolltheater), 
die ehemaligen Staatlichen Theater in Kaſſel, Wiesbaden und Hannover und 
die Fürſorge für die ausgeſchiedenen Mitglieder der, Staatstheater 
auf den Miniſterpräſidenten über. f 
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§ 2. 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Durchführung dieſes Geſetzes den Staatshaushalts⸗ 
plan zu ändern. 
§ 3. 
Der Miniſterpräſident erläßt im Einvernehmen mit dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen. 


8.4. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 18. Januar 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Ruſt. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 18. Januar 1934. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


Gr. 14069.) Verordnung über die Regelung der Polizeiſtunde für Eisdielen, Trinkhallen und Ge⸗ 
tränkewagen. Vom 8. Januar 1934. 


Auf Grund des § 14 des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 146) 
wird nach Anhörung der beteiligten Verbände für das Land Preußen folgendes verordnet: 


3 SAL, 

Der Beginn der Polizeiſtunde wird für Eisdielen auf 9 Uhr abends feſtgeſetzt. 

Die Ortspolizeibehörden werden ermächtigt, im Falle eines beſonderen Bedürfniſſes im 
Sommerhalbjahr einen ſpäteren Beginn der Polizeiſtunde feſtzuſetzen, jedoch nicht mehr als an 
zwanzig Tagen. 

§ 2. 

Der Beginn der Polizeiſtunde für Trinkhallen und Getränkewagen wird in der Zeit vom 
1. April bis 30. September j. Is. auf 9 Uhr, im übrigen auf 8 Uhr abends feſtgeſetzt. f 

Die Ortspolizeibehörden werden ermächtigt, für Trinkhallen an verkehrswichtigen Stellen 
den Beginn der Polizeiſtunde abweichend zu regeln. Die abweichende Regelung darf höchſtens 
10 vom Hundert der in den einzelnen Ortspolizeibezirken konzeſſionierten Trinkhallen gewährt 
werden. 

Im Falle eines außergewöhnlichen Bedürfniſſes können die Ortspolizeibehörden für einzelne 
Tage den Beginn der Polizeiſtunde für ſämtliche Trinkhallen und Getränkewagen über die im 
Abſ. 1 feſtgelegten Stunden hinausſchieben. 


§ 3. 
Wer als Inhaber einer Eisdiele, einer Trinkhalle oder eines Getränkewagens oder als Ver⸗ 
treter des Inhabers duldet, daß ein Gaſt über die gemäß § 1 feſtgeſetzte Polizeiſtunde in dem Be⸗ 


Dr.Grunau,,Jolten.str.12? 
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triebe verweilt, wird gemäß § 29 Ziffer 7 des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 146) mit Haft und mit Geldſtrafe bis zu 150 RM oder einer dieſer Strafen beſtraft. 
Die gleiche Strafe hat gemäß § 29 Ziffer 6 a. a. O. zu erwarten, wer als Gaſt in einem der im 
§ 1 genannten Betriebe über die feſtgeſetzte Polizeiſtunde hinaus verweilt, obwohl der Inhaber 
oder deſſen Vertreter oder ein Polizeibeamter ihn aufgefordert hat, wegzugehen. 


8 4. 
Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 


Berlin, den 8. Januar 1934. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern 


In Vertretung: 
Grauert. 
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